
 

 

   

PRESSEMITTEILUNG 

Herausforderung Inflation Reduction Act:  
Wie Europa reagieren sollte 

• Nach Einschätzung des Sachverständigenrates wird der IRA selbst nur geringe gesamt-

wirtschaftliche Auswirkungen in Europa haben. In einzelnen Wirtschaftszweigen dürf-

ten die Anreize für Investitionen in den USA relativ zum Standort Europa steigen.  

• Die EU sollte ihre Förderprogramme entbürokratisieren und stärker auf die Emissions-

minderung ausrichten. Um die schon bestehenden Energiepreisunterschiede zu verrin-

gern, sollten das Energieangebot und die Energieinfrastruktur ausgebaut werden. 

• Der Sachverständigenrat Wirtschaft veröffentlicht erstmals einen Policy Brief.  

Dieses neue Publikationsformat setzt sich mit aktuellen Themen auseinander und wird 

unregelmäßig erscheinen. 

Wiesbaden, 14.07.2023 – Mit dem Inflation Reduction Act (IRA) ist in den USA zu Be-

ginn des Jahres ein umfangreiches Subventionsprogramm für emissionsarme Technologien 

in Kraft getreten. Der Sachverständigenrat Wirtschaft teilt die von verschiedenen Seiten 

vorgetragenen Befürchtungen hinsichtlich des IRA nur eingeschränkt. Nach Einschätzung 

des Sachverständigenrates werden die Subventionen des IRA selbst nur geringe gesamt-

wirtschaftliche Auswirkungen in der Europäischen Union (EU) haben. Für einzelne, zur  

Erreichung der Klimaziele relevante, Industriezweige könnten die Subventionen des IRA 

allerdings die Standortattraktivität der USA erhöhen und damit den Anreiz verstärken, in 

den USA statt in der EU zu investieren. Insgesamt dürften sich jedoch die bestehenden 

Energiepreisunterschiede deutlich stärker auf die relative Standortattraktivität der EU aus-

wirken als der IRA selbst. Wie die EU und ihre Mitgliedstaaten auf den IRA reagieren soll-

ten, diskutiert der Sachverständigenrat Wirtschaft in seinem aktuellen Policy Brief, einem 

neuen Publikationsformat, das in unregelmäßigen Abständen erscheinen wird. 

Subventionswettlauf vermeiden, Fördersystem überarbeiten 

Um die relative Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen zu stärken, werden auch 

in der EU zusätzliche Subventionen als Antwort auf den IRA gefordert. Ein durch den IRA 

ausgelöster Subventionswettlauf wäre sowohl für die USA als auch für die EU mit erhebli-

chen Wohlfahrtseinbußen verbunden und sollte daher vermieden werden. „Die EU-Mit-

gliedstaaten sollten ihre Reaktionen auf den IRA abstimmen und sich auf ein gemeinsames 

Vorgehen auf europäischer Ebene verständigen”, betont Monika Schnitzer, Vorsitzende des 

Sachverständigenrates Wirtschaft. „Nationale Förderprogramme sollten nicht zu einem 

Bieterwettbewerb innerhalb der EU führen.” 

Vergleicht man den Umfang der Förderprogramme für grüne Technologien in Europa und 

den USA, zeigt sich, dass die EU emissionsarme Technologien mit dem Green Deal Indust-

rial Plan bereits jetzt in vergleichbarem Umfang fördert wie die USA mit den entsprechen-

den Programmen im IRA. Anders als die Förderprogramme und die Vergabe der Mittel 

über Antragsverfahren in Europa sind die Steuererleichterungen des IRA für Unternehmen 



 

 

   

deutlich planbarer und bei Produktionsausweitungen nicht gedeckelt. „Bei den bestehen-

den europäischen Förderprogrammen könnte überprüft werden, wie sich die Inanspruch-

nahme von Subventionen durch berechtigte Unternehmen vereinfachen lässt und bürokra-

tische Hürden reduziert werden”, schlägt Ulrike Malmendier, Mitglied im Sachverständi-

genrat Wirtschaft, vor. „Gleichzeitig sollte die Förderung stärker an der erwarteten Emissi-

onsminderung durch die geförderten Aktivitäten ausgerichtet werden.” 

Energieangebot ausbauen, um Energiepreisdifferenz zu reduzieren 

Subventionen für emissionsarme und nachhaltige Elektrizitätserzeugung sind der größte 

und voraussichtlich am breitesten wirkende Einzelposten innerhalb des IRA. Hierfür sind 

43,6 Prozent des geplanten Fördervolumens in Form von Steuergutschriften vorgesehen. 

Mehrere Studien schätzen, dass der IRA die Preise für Strom in den USA um circa 1 ct je  

Kilowattstunde senken wird. „Wir erwarten, dass die schon bestehenden Energiepreisun-

terschiede deutlich stärkere Auswirkungen auf die Standortattraktivität Europas haben 

dürften als der IRA selbst”, sagt Achim Truger, Mitglied im Sachverständigenrat. In den 

vergangenen drei Monaten lagen die Strompreise in Deutschland durchschnittlich um 9 ct 

je Kilowattstunde höher als in den USA. „Um die relativen Energiekosten zu senken, sollten 

das Stromangebot und die Energieinfrastruktur zügig ausgebaut werden”, erläutert Martin 

Werding, Mitglied im Sachverständigenrat. Dazu sollten der Ausbau der erneuerbaren 

Energien beschleunigt und in Deutschland wasserstofffähige Gaskraftwerke zugebaut wer-

den. Die Anreize zur Flexibilisierung von Stromnachfrage und -angebot sollten deutlich er-

höht werden. Dies könnte beispielsweise mit einer Reform der Struktur der Netzentgelte 

oder einer Stärkung regional differenzierter Preissignale über eine regionale Aufteilung des 

Marktes in Preiszonen gelingen. Darüber hinaus sollten die EU-Mitgliedstaaten beim euro-

paweiten Ausbau der Energieinfrastruktur sowie beim Import von Energieträgern stärker 

kooperieren. 

Rohstoffversorgung sichern, Handelsabkommen stärken 

Der Ausbau erneuerbarer Energien dürfte zusammen mit der Batterie- und Wasserstoff-

förderung des IRA die Nachfrage nach kritischen Rohstoffen steigern und die Konkurrenz 

um die knappen Ressourcen erhöhen. Die EU sollte beitragen, die Versorgung mit kriti-

schen Rohstoffen sicherzustellen und zu diversifizieren. Dazu sollten neue Abkommen mit 

Staaten, die über kritische Rohstoffe verfügen oder diese verarbeiten, geschlossen werden. 

Gleichzeitig sollten die Anreize für den Aufbau heimischer Rohstoffförderung sowie Roh-

stoffrecycling gestärkt werden. 

Die Steuergutschriften im IRA fallen besonders hoch aus, wenn ein großer Anteil der ver-

wendeten Rohstoffe und Vorprodukte aus den USA oder aus Staaten stammt, mit denen die 

USA Freihandelsabkommen haben. „Die EU sollte die Verhandlungen über ein Freihan-

delsabkommen mit den USA zügig vorantreiben und bereits ausverhandelte Abkommen 

wie etwa Mercosur ratifizieren”, fordert Veronika Grimm, Mitglied im Sachverständigenrat. 

Der Sachverständigenrat Wirtschaft veröffentlicht heute zum ersten Mal einen Policy Brief. 

In diesem neuen Format werden aktuelle Fragestellungen oder bereits bestehende Positio-

nen unter einem neuen Aspekt analysiert und diskutiert. Die Policy Briefs werden in unre-

gelmäßigen Abständen veröffentlicht. 



 

 

   

 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (kurz: Sach-

verständigenrat Wirtschaft) unterstützt die Politik und die Öffentlichkeit in wirtschaftspolitischen 

Fragen und Themen. Als unabhängiges Gremium wurde er im Jahr 1963 gegründet und besteht 

aus den Mitgliedern Prof. Dr. Veronika Grimm, Prof. Dr. Dr. Ulrike Malmendier, Prof. Dr. Dr. h.c. 

Monika Schnitzer (Vorsitzende), Prof. Dr. Achim Truger und Prof. Dr. Martin Werding. Mit seinen 

regelmäßig veröffentlichten Gutachten soll der Sachverständigenrat dazu beitragen, dass sich 

die Öffentlichkeit und Entscheidungsträgerinnen und -träger in Politik, Wirtschaft und Gesell-

schaft ein fundiertes Urteil über die wirtschaftspolitische Entwicklung in Deutschland bilden kön-

nen. 

 
Weitere Informationen über den Sachverständigenrat und seine Publikationen unter www.sach-

verstaendigenrat-wirtschaft.de oder folgen Sie uns auf Twitter @SVR_Wirtschaft. 
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